
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Rückblick auf die 51. Legislatur: Soziale Gruppen

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Gerber, Marlène

Bevorzugte Zitierweise

Gerber, Marlène 2025. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Rückblick auf die
51. Legislatur: Soziale Gruppen, 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
11.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Soziale Gruppen

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

SEM Staatssekretariat für Migration
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et autres
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Die eidgenössischen Wahlen 2019 waren ein denkwürdiges Ereignis für die politische
Vertretung von Frauen; die 51. Legislatur wurde kurz vor dem fünfzigjährigen Bestehen
des Frauenstimmrechts (siehe Legislaturrückblick «Problèmes politiques
fondamentaux») sowohl im National- als auch im Ständerat mit einem bedeutend
höheren Frauenanteil gestartet als die früheren Legislaturen. Doch auch ansonsten gab
es zahlreiche Neuerungen, welche direkt oder indirekt in erster Linie die Frauen
betrafen. In der 51. Legislatur beschäftigte sich das Parlament sehr ausführlich mit der
Revision des Sexualstrafrechts – die Revision war Teil der Strafrahmenharmonisierung,
die über alle Themenbereiche hinweg das am stärksten debattierte Geschäft der
gesamten Legislatur darstellte. Viele Frauen lobten, dass der in der Revision erzielte
Kompromiss einer «Nein heisst Nein»-Lösung unter Einbezug des Tatbestands des
sogenannten Freezings einen besseren Schutz bei Vergewaltigungen bringt – wobei neu
auch Männer Opfer einer Vergewaltigung sein können. Grössere Auswirkungen auf
Frauen haben auch die im Rahmen der viel diskutierten BVG-Revision vorgeschlagenen
Änderungen beim Koordinationsabzug, mit dem Mehrfach- und Teilzeitbeschäftigte
bessergestellt werden sollen. Konkrete Auswirkungen auf die Frauen hat ebenfalls die in
der 51. Legislatur an der Urne bestätigte AHV-21-Reform, die ebenso wie die BVG-
Revision unter den Frauen umstritten war und mit der das Rentenalter der Frauen an
dasjenige der Männer angeglichen wird. 

Viel zu diskutieren gab im Parlament auch die Überführung der Kita-
Anstossfinanzierung in eine dauerhafte Lösung, mit welcher der Bund verpflichtet
werden soll, sich zukünftig an den Kosten der Eltern für die familienexterne
Kinderbetreuung zu beteiligen. Bis zum Sommer 2023 hatte sich erst der Nationalrat
dazu geäussert; er forderte eine 20-prozentige Kostenbeteiligung durch den Bund,
womit sich der Bundesrat nicht einverstanden erklärte. Weiter sprach sich die
Stimmbevölkerung während der 51. Legislatur für die Einführung eines zweiwöchigen
Vaterschaftsurlaubs aus. Dabei handelte es sich um einen indirekten Gegenvorschlag zu
einer bedingt zurückgezogenen Volksinitiative, die vier Wochen Urlaub für Väter
gefordert hatte. Auch Eltern, die ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben aufgrund
Annahme einer entsprechenden Vorlage durch das Parlament künftig Anrecht auf einen
zweiwöchigen bezahlten Urlaub. 

Bedeutend gestärkt wurden in der 51. Legislatur die Rechte von LGBTQIA+-Personen.
Eine Verbesserung an der Urne gab es für gleichgeschlechtliche Paare, als die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger im September 2021 mit deutlicher Annahme der
«Ehe für alle» die Möglichkeit ihrer Eheschliessung bestätigten und weitere
Ungleichheiten im Familienleben gleichgeschlechtlicher Paare beseitigten. Ebenfalls im
betrachteten Zeitraum wurde die Ausweitung der Anti-Rassismus-Strafnorm auf die
sexuelle Orientierung an der Abstimmung von den Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern klar befürwortet. 

Keine Mehrheit an der Urne fand hingegen die Begrenzungsinitiative im September
2020. Auch weitere Forderungen im Themenbereich Asyl- und Migration scheiterten in
der 51. Legislatur: Etwa die Verschärfung des Familiennachzugs für Schutzbedürftige,
ein Verbot der Administrativhaft für Minderjährige oder zuerst auch die Möglichkeit zur
Beendigung der Lehre nach einem abgewiesenen Asylentscheid wurden nicht
eingeführt, weil sich die beiden Räte in diesen Fragen nicht einig waren. Letzteres
Anliegen überzeugte in Form einer breiter gefassten Kommissionsmotion schliesslich
dennoch beide Räte. Ob die beiden Räte hingegen in der Frage der
Zulassungserleichterung für Ausländerinnen und Ausländer mit Schweizer
Hochschulabschluss zu einer Einigung kommen werden, war bis Redaktionsschluss
(Mitte August) noch offen. Während der 51. Legislatur vom Parlament nach intensiveren
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Diskussionen beschlossen wurde hingegen eine Änderung des Ausländer- und
Integrationsgesetzes, die ein Reiseverbot für vorläufig Aufgenommene beinhaltete. Eine
weitere, während der aktuellen Legislatur kontrovers diskutierte Änderung des
Asylgesetzes erlaubt es zukünftig zudem, zur Feststellung der Identität von
asylsuchenden Personen deren mobile Datenträger auszuwerten. Zu vergleichsweise
wenig Diskussionen kam es schliesslich, als das Parlament die Möglichkeit zur
Durchführung zwangsweiser Covid-19-Tests bei Wegweisung in der Herbst- und
Wintersession 2022 bis Ende Juni 2024 verlängerte. 

Für die 51. Legislatur als bedeutend hervorzuheben ist auch die erstmalige Aktivierung
des Schutzstatus S, die der Bundesrat im Rahmen des Ukraine-Kriegs beschloss.
Zahlreiche Ukrainerinnen und Ukrainer suchten in anderen Ländern Schutz; so auch in
der Schweiz, wobei das SEM über 80'000 Personen den Status S gewährte. Davon
verliessen über 10'000 Personen die Schweiz in der Zwischenzeit wieder. Ab der
zweiten Hälfte der Legislatur verzeichnete die Schweiz zudem eine deutliche Zunahme
an Asylgesuchen, wobei diese im Jahr 2022 den höchsten Wert seit 2017 erreichten,
jedoch deutlich hinter dem Spitzenwert von 2015 zu liegen kamen. Die erste Hälfte des
aktuellen Jahres machte indes deutlich, dass für 2023 womöglich noch grössere
Anstiege folgen werden.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022
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